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Grußwort der Ministerin

Seit 1. Januar 2024 gilt das Sächsische Gleichstellungsgesetz. Es 
setzt ein Kernanliegen des Koalitionsvertrages 2019 - 2024 um, 
nämlich die gleiche Teilhabe von Frauen und Männern auf allen 
Ebenen und in allen Positionen der öffentlichen Verwaltung im 
Freistaat Sachsen zu erreichen.

Auch wenn Frauen und Männer inzwischen die gleichen Rechte 
haben, sorgen etwa tradierte Strukturen in der Arbeitswelt, sozi-
ale Normen sowie geschlechterstereotype Rollenzuschreibungen 
nach wie vor auch in der öffentlichen Verwaltung in bestimmten 
Bereichen für eine ungleiche Repräsentation der Geschlechter. 
Während Männer in deutlich geringerem Umfang als Frauen in 
Teilzeit arbeiten, sind Frauen in Führungsebenen unterrepräsen-
tiert.

Und genau hier setzt das neue Sächsische Gleichstellungsgesetz 
an: Es gibt Ihnen, liebe Gleichstellungsbeauftragte und solche, die 
es werden wollen, Instrumente an die Hand, um die Anzahl weib-
licher Führungskräfte in der öffentlichen Verwaltung zu erhöhen, 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern und die 
Lohnlücke zwischen Männern und Frauen zu schließen. So kön-
nen Sie Ihrer Aufgabe, auf die Verwirklichung der Geschlechter-
gleichstellung in den Dienststellen hinzuwirken, noch wirksamer 
nachkommen.

Diese Broschüre kann und soll die Lektüre des Gesetzes und sei-
ner Begründung nicht ersetzen. Sie soll jedoch zu den Rechten 
und Pflichten der Gleichstellungsbeauftragten in den kommuna-
len Dienststellen im Freistaat Sachsen einen ersten Überblick ge-
ben und die Entscheidung, sich für das Amt zur Wahl zu stellen, 
aber auch die ersten Schritte ins Amt erleichtern.

Liebe Gleichstellungsbeauftragte, ich danke Ihnen schon jetzt 
herzlich für Ihren Einsatz für mehr Chancengerechtigkeit und 
wünsche Ihnen viel Freude und Schaffenskraft in diesem wichti-
gen Amt!

Katja Meier
Staatsministerin der Justiz und 

für Demokratie, Europa und 

Gleichstellung

Frauen gehören überall  
hin, wo Entscheidungen 
getroffen werden … 
Es sollte nicht so sein, 
dass Frauen die Ausnahme 
sind. (Ruth Bader Ginsburg)
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1	Wie werde ich Gleichstellungsbeauftragte meiner 
Dienststelle?

In jeder kommunalen Dienststelle, in der mindestens zehn Frauen 
beschäftigt sind, hat die Dienststellenleitung auf Vorschlag der 
weiblichen Beschäftigten eine Gleichstellungsbeauftragte sowie 
eine Stellvertreterin zu bestellen.

Der Weg zum Amt ist nicht kompliziert!

Alle weiblichen Bediensteten haben die Möglichkeit, eine Kollegin 
als Gleichstellungsbeauftragte sowie als Stellvertreterin vorzu-
schlagen. Sollten die meisten Vorschläge Sie benennen, liegt es 
an Ihnen sich zu überlegen, ob Sie diese Aufgabe übernehmen 
wollen.

Üblicherweise initiiert die Dienststellenleitung vorab ein Interes-
senbekundungsverfahren, um zu erfahren, welche Bediensteten 
das Amt der Gleichstellungsbeauftragten und der Stellvertreterin 
übernehmen möchten.

Die Dienststellenleitung wird den Vorschlag prüfen.

Herrscht Einigkeit, werden Sie zur nächsten Gleichstellungs
beauftragten bestellt.

Die Amtszeit für Gleichstellungsbeauftragte und deren Stellver-
tretung beträgt vier Jahre.

§ 13 Abs. 3 SächsGleiG
Gleichstellungsbeauftragte
in den Dienststellen
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Sofern Ihnen die Arbeit große Freude bereitet hat, gibt es gute 
Neuigkeiten: Wiederbestellungen sind unbegrenzt möglich.

Vom Amt der Gleichstellungsbeauftragten in kommunalen 
Dienststellen ausgeschlossen sind:

• nicht weibliche Bedienstete
• Bedienstete, die Entscheidungen in Personalangelegenheiten

in der Dienststelle treffen oder vorbereiten

Personalunion zwischen den Gleichstellungsbeauftragten in 
kommunalen Dienststellen und den Kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten

Die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten in der kommuna-
len Verwaltung können in den Gemeinden, Gemeindeverbänden 
und Landkreisen von den Kommunalen Gleichstellungsbeauftrag-
ten in Personalunion wahrgenommen werden. Von dieser Mög-
lichkeit kann aber nur Gebrauch gemacht werden, wenn eine 
weibliche Bedienstete der jeweiligen Kommune zur Kommunalen 
Gleichstellungsbeauftragten bestellt ist.

Was ist der Unterschied zwischen einer Gleichstellungs-
beauftragten und einer bzw. einem Kommunalen Gleich-
stellungsbeauftragten?

Die Gleichstellungsbeauftragte (ehemals: Frauenbeauftrag
te) arbeitet nach dem Sächsischen Gleichstellungsgesetz 
und ist für die Beschäftigten der Dienststelle zuständig. 
Die oder der Kommunale Gleichstellungsbeauftragte arbei-
tet nach der Sächsischen Landkreisordnung oder der Säch-
sischen Gemeindeordnung und der entsprechenden Haupt-
satzung der Kommune und ist für die Einwohnerinnen und 
Einwohner der Kommune zuständig.
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2	Welche Position haben Gleichstellungsbeauftragte 
in der Dienststelle?

Gleichstellungsbeauftragte

• gehören der Verwaltung der Dienststelle an und sind
der Dienststellenleitung zugeordnet

• sind weisungsfrei
• dürfen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nicht

behindert werden
• dürfen wegen ihrer Tätigkeit nicht

benachteiligt oder begünstigt werden

§ 17 SächsGleiG
Rechtsstellung

3	Welche Aufgaben und Pflichten 
haben Gleichstellungsbeauftragte?

Das neue Sächsische Gleichstellungsgesetz (SächsGleiG) bietet 
effektive Regelungen, um die nach wie vor bestehenden struktu-
rellen Benachteiligungen von Frauen im öffentlichen Dienst des 
Freistaates Sachsen zu beseitigen.

Die Gleichstellungsbeauftragten sollen die Dienststelle bei der 
Umsetzung dieser Regelungen sowie weiterer Vorschriften zur 
Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Männern un-
terstützen und auf deren Einhaltung achten. Aus dieser Schlüs-
selrolle bei der Durchführung des SächsGleiG ergeben sich eine 
ganze Reihe konkreter Aufgaben:

• Besuch einschlägiger Fort- und Weiterbildungen
• Durchführung regelmäßiger Sprechstunden und Beratung

der Bediensteten
• Erstellung eines jährlichen Tätigkeitsberichts

§ 19 SächsGleiG
Aufgaben der
Gleichstellungs- 
beauftragten

Diensstellenleitung Gleichstellungs- 
beauftragte

Schwerbehinder- 
tenvertretung

Personal- 
vertretung
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• Entgegennahme und Weiterleitung von Beschwerden wegen
geschlechtsbezogener oder sexueller Belästigungen

• Mitwirkung an der Erarbeitung des Gleichstellungsplans der
Dienststelle

Auch wenn vordringliche Aufgabe der Gleichstellungsbeauf-
tragten die Unterstützung der Dienststelle in gleichstel-

lungsrelevanten Angelegenheiten ist, sollen sie den 
Bediensteten direkt mit Rat und Tat zur Seite ste-

hen. Neben Angelegenheiten wie der besseren 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und der För-
derung von Frauen in Fortbildungsangelegenhei-
ten sind Gleichstellungsbeauftragte insbeson-
dere Ansprechperson bei sexuellen Übergriffen 
am Arbeitsplatz. Sie informieren zudem über 

weitere Beratungs- und Hilfsangebote.
Um diesen vielfältigen Aufgaben gerecht werden 

zu können, nehmen die neu gewählten Gleichstel-
lungsbeauftragten zu Beginn ihrer Amtszeit an einer 

Fortbildung teil. Während der Amtszeit finden einmal jähr-
lich weitere Fortbildungen statt, um das erworbene Wissen 

aufzufrischen.

4	Welche Rechte haben Gleichstellungsbeauftragte?

Aus ihrer besonderen Bedeutung für die Umsetzung von Ge-
schlechtergerechtigkeit und Chancengleichheit erwachsen den 
Gleichstellungsbeauftragten erhebliche Rechte gegenüber der 
Dienststellenleitung.

An erster Stelle ist hier ihr Recht auf unverzügliche und umfas-
sende Information und frühzeitige Beteiligung bei allen perso-
nellen, organisatorischen und sozialen Maßnahmen der Dienst-
stelle mit Gleichstellungbezug zu nennen. Frühzeitig in diesem 
Sinne ist eine Beteiligung nur dann, wenn die Gleichstel-
lungsbeauftragte von der Dienststelle zu einem Zeitpunkt in 
Textform informiert und beteiligt wird, zu dem die jeweilige Ent-
scheidung oder Maßnahme noch gestaltet werden kann.

§ 20 SächsGleiG
Beteiligung der Gleich- 
stellungsbeauftragten

§ 21 SächsGleiG
Beanstandung

§ 22 SächsGleiG
Rechtsschutz
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Aus dieser grundsätzlichen Verpflichtung der Dienstelle 
zur Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten ergibt 
sich deren zwingende Einbeziehung etwa in Stellen-
besetzungsverfahren, eine Vielzahl an Personal
entscheidungen, Um- oder Neubildung, Ver- oder 
Zusammenlegung und Auflösung von Dienststel-
len oder in Gremienbesetzungen.

Als weitere Rechte der Gleichstellungsbeauf-
tragten sind zu nennen:

• teilweise oder vollständige Freistellung von
übrigen dienstlichen Tätigkeiten

• Vereinbarung eines Informations- und Beteiligungsverfah-
rens mit der Dienststellenleitung

• Initiativrecht und Vortragsrecht gegenüber der Dienststel-
lenleitung bei allen gleichstellungsrelevanten Angelegen
heiten

• Vorlage von für die Aufgabenerfüllung erforderlichen
Unterlagen durch die Dienststelle

• Teilnahme- und Rederecht bei Versammlungen der
Personalvertretungen

• Beteiligung an allen Vorgängen bezüglich der Erstellung und
Umsetzung des Gleichstellungsplans

• Beanstandungsrecht bei Verletzung von Rechten der
Gleichstellungsbeauftragten, Verstoß der Dienststelle gegen
Gleichstellungsregelungen sowie nicht ordnungsgemäßer
Erstellung des Gleichstellungsplans

• Klagerecht vor dem Verwaltungsgericht bei nicht
abgeholfener Beanstandung der Verletzung von Rechten der
Gleichstellungsbeauftragten oder schwerwiegender nicht
ordnungsgemäßer Erstellung des Gleichstellungsplans
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5	Werden Gleichstellungsbeauftragte freigestellt?

Ja. Die Tätigkeit der Gleichstellungsbeauftragten ist gleich-
wertig zur hauptberuflichen Tätigkeit zu behandeln.

Damit sie sich den Aufgaben der Gleichstellungsar-
beit mit voller Aufmerksamkeit widmen können, 
sind die Amtsinhaberinnen von ihren übrigen 
dienstlichen Tätigkeiten im erforderlichen Um-
fang freizustellen.

Dieser Umfang bestimmt sich nach Art und Größe 
der Dienststelle und dem Aufwand, welcher zur 

ordnungsgemäßen Durchführung der mit dem Amt 
einhergehenden Aufgaben erforderlich ist. Eine Orien-

tierung können die verbindlichen Freistellungsregelun-
gen für die Gleichstellungsbeauftragten der Staatsverwal-

tung bieten.

6	Wichtige Hinweise

Sollten Sie Hinweise und Anregungen zu dieser Broschüre oder 
Fragen zum SächsGleiG haben, wenden Sie sich gern an:
Gleichstellung@smj.justiz.sachsen.de

Weitere Informationen finden Sie auf der Website: 
Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentli-
chen Dienst im Freistaat Sachsen – Gleichstellung – sachsen.de

Fortbildungen: 
Fortbildungszentrum des Freistaates Sachsen

mailto:Gleichstellung@smj.justiz.sachsen.de
https://www.gleichstellung.sachsen.de/gesetz-zur-gleichstellung-von-frauen-und-maennern-im-oeffentlichen-dienst-im-freistaat-sachsen-4967.html
https://www.hsf.sachsen.de/fortbildungszentrum/
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